
grund der schwierigen Arbeitsmarktlage der
Anteil der Männer, während er bei Frauen auf
41,5 Prozent (2002) sank. Das sei darauf zu-
rückzuführen, dass vor allem in männlich
dominierten gewerblichen Berufen Arbeits-
plätze abgebaut würden. Fast die Hälfte aller
arbeitslosen Frauen nimmt an Maßnahmen der
beruflichen Weiterbildung teil. Das sei auch auf
ihre höhere Vorqualifikation zurückzuführen,
sagte Böhrnsen.

Bei der Umsetzung des Hartz-Konzepts
komme es darauf an, für Frauen mehr Teilzeit-
beschäftigung zu schaffen. Für Mini-Jobs bis
400 Euro bei haushaltsnahen Dienstleistungen
gibt es seit Jahresbeginn steuerliche Anreize. So
genannte Midi-Jobs bis 800 Euro sind voll
sozialversicherungspflichtig. Die Beitragssätze
sind jedoch gestaffelt. Durch den Existenz-
gründungszuschuss, der drei Jahre lang vom
Arbeitsamt gezahlt wird, steigen die Chancen
für Frauen, die sich in einer Ich-AG oder einer
Familien-AG selbstständig machen wollen.

D
ie Erwerbstätigkeit von Frauen ist da-
nach auch in NRW gestiegen und lag
im Jahr 2001 mit  59 Prozent nur noch

wenig unter dem westdeutschen Durchschnitt.
Das sei Ausdruck der guten Qualifikation der
jüngeren Frauen, meinte Inke Böhrnsen. Nur ein
Drittel der Frauen ist allerdings vollzeit-

beschäftigt. Ihr Anteil an Teilzeit- und
an geringfügiger Beschäftigung

beträgt 85 und 73 Prozent.
Bei den Arbeits-

losen steigt auf-

tuellem Handlungsbedarf bemühen sich beide
Gremien auch gemeinsam, so zum Beispiel, als
es um die Schließung eines Brustkrebszen-
trums ging.
Zur Zeit beschäftigt sich der Ausschuss mit
sehr sensiblen Themen wie anonyme Geburt,
Babyklappe, Spätabtreibungen. Welche Erfah-
rungen haben Sie bei solchen Themen mit den
anderen Fraktionen gemacht? 

Natürlich gibt es auch kontroverse
Meinungen, gerade bei solchen Themen, bei
denen es um sehr persönliche Dinge geht. Wir
wollen individuelle Entscheidungen möglichst
nicht einengen. In vielen Fragen haben wir alle
das gleiche Interesse. Das macht die Ausschuss-
arbeit angenehm. Es ist auch wichtig, dass wir
männliche Ausschussmitglieder haben. Die
Mehrheit wird jedoch immer weiblich sein.
Welche Aufgaben sehen Sie künftig für den
Ausschuss für Frauenpolitik?

In Zeiten vermeintlich erreichter Gleichbe-
rechtigung ist dieser Ausschuss keinesfalls über-
flüssig. Wir passen auf, dass die bisher erreichten
Erfolge nicht wegen knapper Mittel gefährdet
werden. Und es gibt immer wieder neue Auf-
gaben wie „gender mainstreams“, zum Beispiel
bei der Beschäftigungspolitik im Hartz-Kon-
zept, bei frauengerechten Reformen im Gesund-
heitswesen sowie bei allen neuen Gesetz-
gebungsvorhaben.

Sie gehören dem
Landtag erst seit knapp

drei Jahren an und wurden
am 7. Februar schon als Vor-
sitzende eines Ausschusses gewählt.
Wie kam es dazu?

Durch den Weggang von Renate
Drewke war der Vorsitz des Arbeits-
kreises III der SPD-Fraktion neu zu be-
setzen. Diese Funktion wollte ich lieber einer
Kollegin mit mehr Parlamentserfahrung über-
lassen. Deshalb übernahm Gerda Kieninger
den Vorsitz im Arbeitskreis und ich den Vorsitz
im Ausschuss.
Welche Gesetzgebungsvorhaben hat oder
hatte der Ausschuss für Frauenpolitik in der
laufenden Wahlperiode federführend zu
beraten?

Ein wichtiges Vorhaben war das Thema
Gewaltschutz mit der Änderung des Polizei-
gesetzes. Für NRW neu geregelt ist darin, dass
die Polizei gewalttätige Männer aus der
Wohnung verweisen kann. In diesem Zu-
sammenhang steht noch an, dass wir uns mit
der Rolle der Kinder bei Gewalt in der Familie
befassen. Hauptthema zur Zeit ist die
Umsetzung des Hartz-Konzepts, konkret: die
angemessene Berücksichtigung der Belange
von erwerbstätigen und arbeitslosen Frauen.
In Ihrem erlernten Beruf einer Kranken-
schwester haben Sie sich mehr und mehr auf

Pflege spezialisiert und begannen sogar noch
das Studium „Pflegemanagement“. Im Land-
tag arbeiten zwei Enquetekommissionen an
Themen der Frauengesundheit und an der
Zukunft der Pflege. Können Sie Ihre Mit-
arbeit dort als Ausschussvorsitzende fort-
setzen?

Ja. Ich bin in der Enquetekommission
„Frauengerechte Gesundheitsversorgung“
Sprecherin meiner Fraktion. Die Arbeit ist sehr
umfangreich. Wir stoßen dort häufig auf Un-
gleichbehandlung von Frauen und Männern,
wo das bisher niemand vermutet hat. In
meinem früheren Beruf war ich als Personal-
ratsvorsitzende des drittgrößten Kranken-
hauses in NRW, nämlich des Klinikum
Minden mit 2800 Beschäftigten, mit vielen
Problemen befasst, die sowohl im Frauen-
ausschuss als auch in der Enquete-Kommis-
sion behandelt werden. Meine Fraktion war
heilfroh, dass sie für das Ressort Frauen/Ge-
sundheit/Pflege eine Fachfrau hatte. Bei ak-
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Im Ausschuss für Frauenpolitik berichtete
Referatsleiterin Inke Böhrnsen (Landes-
arbeitsamt) über Frauenerwerbstätigkeit in
NRW und die Umsetzung des Hartz-Konzepts.
Sie informierte auch über Neuerungen in
Gesetzen zu Dienstleistungsberufen.

Der Ausschuss für Frauenpolitik
wählte am 7. Februar Inge Howe (SPD, l.)

zur neuen Vorsitzenden. Die bisherige
Vorsitzende Gerda Kieninger (SPD, r.) hat den

Vorsitz im Arbeitskreis der Fraktion übernommen
und ist jetzt Sprecherin im Ausschuss.           Foto: Schälte 

Frauenausschuss

Erwerbstätigkeit und die Umsetzung des Hartz-Konzepts

Jüngere Frauen sind besser qualifiziert

Inge Howe (SPD) 
– als Expertin hochwillkommen

Interview mit der neuen 
Vorsitzenden des Frauenausschusses
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